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Beschluss 

 

TOP I.1 

Aufnahme von Verfassungsfeinden in den juristischen Vorbereitungsdienst verhindern 

 

Berichterstattung: Sachsen und Thüringen 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder werden der Aufnahme von 

Bewerberinnen und Bewerbern in den juristischen Vorbereitungsdienst, die die 

freiheitlich demokratische Grundordnung aktiv bekämpfen, weiterhin entschlossen 

entgegentreten.  

 

2. Sie bitten den Bundesminister der Justiz um Prüfung, ob hierzu auch die Anpassung 

bundesgesetzlicher Regelungen (insbesondere § 7 BRAO) erforderlich ist. 

 


